
auch eine Verletzung, der Bewährungspflichten und 
führt unter den bestimmten gesetzlich fixierten Vor­
aussetzungen zur Vollstreckung der anderen Strafen. 
§ 238 StGB kann daher als Tatbestand keine andere 
Behandlung erfahren als die sonstigen Tatbestände des 
Straf gesetzbudhs.
Es sind auch solche Fälle denkbar, in denen zwar der 
Tatbestand des § 238 StGB erfüllt ist, dennoch aber die 
Voraussetzungen zur Vollstreckung der alten Strafe, 
wie sie in den §§ 45 Abs. 3 und 5, 35 Abs. 3 StGB ge­
nannt sind, nicht vorliegen. Unseres Erachtens ist es 
zur Zeit verfrüht, ohne Erfahrungen aus der Praxis 
Kriterien dafür aufzustellen, wann die anderen Strafen 
zu vollstrecken sind und wann nicht. Es bedarf dazu 
noch einer sorgfältigen Beobachtung der Praxis. Es 
dürfte jedoch unstreitig sein, daß die Verurteilung zu 
einer Freiheitsstrafe gemäß § 238 StGB in der Regel 
zur Vollstreckung der anderen Strafe oder Reststrafe 
führt.
2. Für den Fall, daß neben der neuen Strafe aus § 238 
StGB oder nach ihrer Vollstreckung (z. B. bei Geld­
strafe) die Verurteilung auf Bewährung oder die Straf­
aussetzung auf Bewährung weiterlaufen, bleiben auch 
die staatlichen Kontrollmaßnahmen weiter bestehen, 
denn die Ermächtigung aus § 48 Abs. 3 StGB gilt grund­
sätzlich für die Dauer der Bewährungszeit. Sie kann 
diese auch, wie sich aus § 48 Abs. 4 StGB im Vergleich 
zu § 33 Abs. 2 StGB ergibt, überschreiten.
3. Die böswillige Verletzung staatlicher Kontrollmaß­
nahmen kann nicht zu einer selbständigen Vollstrek- 
kung einer auf Bewährung ausgesetzten Reststrafe 
oder zum Vollzug einer im Rahmen der Verurteilung

auf Bewährung angedrohten Freiheitsstrafe führen. 
Nach der eindeutigen Fassung des § 48 Abs. 6 StGB 
hat nach § 238 StGB eine Bestrafung zu erfolgen, so 
daß in jedem Falle ein neues Ermittlungsverfahren 
einzuleiten ist. Diese gesetzliche Folge ist völlig unab­
hängig davon, ob eine Reststrafe oder eine Verurtei­
lung auf Bewährung gegeben ist. Die Anwendung des 
§ 238 StGB ist die zwingend vorgeschriebene Sanktion 
im Falle böswilliger Verletzung der von dem Leiter 
des Volkspolizeikreisamtes erteilten Auflagen. Diese 
Kontrollmaßnahmen sind administrative Maßnahmen 
und tragen daher einen anderen Charakter als gericht­
lich festgelegte Maßnahmen und Pflichten, wie sie ins­
besondere in den §§ 33, 45, 47 StGB vorgesehen sind. 
Deshalb bestimmt das Gesetz auch, daß die böswillige 
Verletzung dieser Kontrollmaßnahmen im Rahmen 
eines Strafverfahrens sorgfältig geprüft und erst dann 
durch und neben Maßnahmen strafrechtlicher Verant­
wortlichkeit die weitere Durchsetzung der Kontroll­
maßnahmen erzwungen werden soll.

*

Mit den vorliegenden Darlegungen soll zur einheit­
lichen und gerechten Anwendung des §48 StGB beige­
tragen werden. Ähnliche Überlegungen wie hier zu 
§ 48 StGB gelten auch für die in § 47 StGB festgelegten 
Maßnahmen der Wiedereingliederung Vorbestrafter, 
wenn sich der Verurteilte böswillig diesen festgelegten 
Erziehungsmaßnahmen entzieht.
Die ständige Beobachtung der Praxis wird beweisen, 
inwieweit die dargelegten Auffassungen sich bewähren 
bzw. ob und in welcher Richtung sie zu. präzisieren 
sind.

HELMUT SCHMIDT, wiss. Mitarbeiter im Ministerium der Justiz

Zu einigen Fragen der Antragsdelikte
In den Lektionen und Seminaren zum neuen Straf­
recht ist u. a. auch eine Vielzahl von Fragen zu den 
Antragsdelikten aufgeworfen worden, so daß eine zu­
sammenfassende Erläuterung der mit diesen Delikten 
zusammenhängenden Probleme erforderlich erscheint. 
Dabei ist jedoch zu beachten, daß diese Fragen bereits 
während des Gesetzgebungsprozesses bzw. in der Zeit 
der Vorbereitung der Mitarbeiter der Rechtspflege­
organe auf die Anwendung des neuen Strafrechts auf­
getreten sind und jetzt eine Antwort verlangen; es ist 
daher nicht ausgeschlossen, daß zu Teilfragen im Pro­
zeß der Anwendung der neuen Gesetze bessere Lösun­
gen gefunden werden.

Zur Beurteilung einer Straftat als Verbrechen 
oder Vergehen
Schon früher wurde versucht, die Frage zu beantwor­
ten, ob ein Täter in der Anklageschrift und im Eröff­
nungsbeschluß beschuldigt werden darf, errr V e r ­
b r e c h e n  begangen zu haben, wenn es sich um eine 
Straftat handelt, die mit Freiheitsstrafe sowohl unter 
als auch über zwei Jahren bedroht ist, so daß erst mit 
dem konkreten Strafausspruch die endgültige Tatein­
schätzung feststeht1. Da in dieser Hinsicht auch jetzt 
noch Unklarheiten vorhanden sind, sei festgestellt, daß 
eine solche Beurteilung zulässig ist. Auch die Beschul­
digung, überhaupt eine Straftat begangen zu haben, 
kann sich ja als falsch heraussteilen; endgültig wird 
über den Charakter der Straftat erst durch das Gericht 
entschieden. Durch die Charakterisierung einer Tat als 
Verbrechen oder Vergehen z. B. im Eröffnungsbeschluß 
wird diese Entscheidung nicht vorweggenommen.

l Vgl. H. Schmidt, „Die wichtigsten Ergebnisse der Diskussion 
über das neue Strafrecht“, NJ 1968 S. 68 ff. (S. 70).

Ebenso dürfte inzwischen klar sein, daß Straftaten, die 
das Gesetz als Verbrechen beurteilt, weil für sie eine 
Mindestfreiheitsstrafe von zwei Jahren vorgesehen 
ist, selbst dann Verbrechen bleiben, wenn z. B. wegen 
Versuchs oder Beihilfe die Strafe gemildert wird.
Es wurde auch schon darauf hingewiesen, daß bei 
mehrfacher Gesetzesverletzung wegen Tatmehrheit aus 
einzelnen Vergehen in der Gesamtbeurteilung ein Ver­
brechen werden kann2. Diese Aussage muß jedoch 
konkretisiert werden:
— Bei v o r s ä t z l i c h e n  V e r g e h e n  wird eine 

Überschreitung der Freiheitsstrafengrenze von zwei 
Jahren in Betracht kommen, wenn das Gesamtver­
halten des Täters mehrerer Vergehen einen verbre­
cherischen Charakter im Sinne von § 1 Abs. 3 StGB 
aufweist, so vor allem bei schweren Vergehen. Des­
halb qualifiziert der Besondere Teil auch mehrfach 
oder wiederholt begangene Vergehen als Verbre­
chen, so z. B. § 162 Abs. 1 Ziff. 3 StGB. Hier liegt 
auch ein Verbrechen im Sinne von § 44 StGB vor.

— Bei Tatmehrheit zwischen einem v o r s ä t z l i c h e n  
u n d  e i n e m  f a h r l ä s s i g e n  V e r g e h e n  so­
wie zwischen f a h r l ä s s i g e n  V e r g e h e n  liegen 
immer nur einzelne Vergehen vor, unbeschadet der 
Tatsache, daß u. U. nach § 64 Abs. 3 StGB eine hö­
here Freiheitsstrafe als zwei Jahre ausgesprochen 
wird. Deshalb ist in diesen Fällen der Umstand, 
daß eine Freiheitsstrafe über zwei Jahre ausgespro­
chen wurde, nicht rückfallbegründend im Sinne 
eines Verbrechens nach § 44 StGB. Der Gesamt­
komplex der Handlungen trägt Vergehens- und 
nicht Verbrechenscharakter.

2 Ebenda, S. 71.
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